
1  

Verantworteter Kindesschutz und pädagogische 
Kunst im Kontext von Ethik und Recht 
Stefan Wutzke, Münster; Klaus Graf, Bonn; Martin Stoppel, Düsseldorf Okt.2012 

 
 
Der vorliegende Beitrag widmet sich 
der Ethik der Erziehungshilfe und 
fragt nach der Legitimität pä- 
dagogischen Handelns vor dem 
Hintergrund ethischer, pädago- 
gisch fachlicher und rechtlicher 
Anforderungen. Nach einer Formu- 
lierung ethischer Grundwerte und 
Haltungen sowie Leitlinien pädago- 
gischer Kunst werden Impulse für 
eine ebenso kritische wie kon- 
struktive Auseinandersetzung ge- 
geben. Fachkräfte und Leitungs- 
verantwortliche sollen zur weiteren 
Auseinandersetzung angeregt wer- 
den. 

 

Verantworteter Kindesschutz 
 
Die Praxis der erzieherischen Hilfen 
bewegt sich nicht nur innerhalb 
rechtlicher Rahmenbedingungen son- 
dern ist zugleich Ausdruck morali- 
scher Verfasstheit der Fachkräfte. 
Verantwortbares pädagogisches Han- 
deln vollzieht sich stets im Kontext von 
Ethik und Recht. Hieraus ent- stehen 
Konfliktlinien, die sich prinzipiell nicht 
völlig auflösen lassen. So ist 
beispielsweise nicht alles, was päda- 
gogisch wirksam ist, auch ethisch gut. 

 
Ebenso wenig wie rechtlich legales 
Handeln in der Erziehungshilfe immer 
zugleich auch ethisch legitimes 
Handeln ist. Daher kommt der Frage, 
ob und wann ein Hilfeverlauf selbst zur 
Gefahr wird, wesentliche Bedeutung 
zu. Es gilt somit, Kriterien und 
Denkmodelle zu entwickeln, mit deren 
Hilfe es gelingt, die zwangsläufig 

 
subjektiven Kindeswohl- Interpreta- 
tionen in der derzeitigen Praxis weiter 
zu verbessern. 

 
Wir gehen hierbei ganz grundsätzlich 
davon aus, dass jeglicher Form von 
Erziehung ein Machtüberhang des 
Erziehenden beziehungsweise der 
Organisation gegenüber dem zu Er- 
ziehenden immanent ist. Deshalb 
halten wir eine kritische Auseinander- 
setzung aller Erziehungshilfeakteure 
mit dem Thema „Macht, Gewalt und 
Ohnmacht in der Erziehungshilfe“ für 
unerlässlich. Dies soll durch die im 
Folgenden formulierten ethischen 
Grundwerte und Haltungen sowie 
pädagogischen Leitlinien unterstützt 
werden. 

 

1. Zur Ethik des Kindesschutzes 
 
Innerhalb unserer Erziehungshilfe- 
praxis bedenken wir Fragen des 
Kindesschutzes vornehmlich auf zwei 
Ebenen: einer pädagogisch- fachli- 
chen und einer juristischen. Kindes- 
schutz auch in ethischer Perspektive 
zu betrachten, erscheint vielen 
Praktikern in der Kinder- und Jugend- 
hilfe eher ungewöhnlich. Dies hängt 
unter anderem damit zusammen, dass 
sich die soziale Arbeit spätestens seit 
den 1970er Jahren von christlichen 
Legitimationstheorien distanzieren 
wollte, die von Werten wie Gehorsam, 
Disziplin, Zucht und Ordnung geprägt 
waren und vielfach auch theologisch 
so untermauert wurden. Wie berechtigt 
dieses Anliegen  damals  war,  zeigt   
sich  nicht 
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zuletzt durch die Versuche, die 
dunklen Kapitel der Heimerziehung in 
den 1950er und 1960er Jahren zu 
erhellen und auf-zuarbeiten. Zunächst 
soll nun geklärt werden, warum es 
dennoch sinnvoll ist, heutigen Fragen 
des Kindesschutzes ethische Normen 
zugrunde zu legen. In diesem Sinne ist 
der Frage nachzugehen, was unter 
Moral und Ethik heute eigentlich zu 
verstehen ist. 

 

1.1 Moral und Ethik – einige Be- 
griffsbestimmungen und Beispiele 

 
Unter dem Begriff Moral werden alle 
diejenigen sozialen Normen ver- 
standen, die von einer gewissen 
Anzahl von Menschen verbindlich 
geteilt und anerkannt werden. 

 
Moralische Vorstellungen über das 
richtige Verhalten sind also ganz 
unausweichlich immer vorhanden, 
unabhängig davon, ob wir sie uns 
bewusst machen oder nicht. Ethik 
hinterfragt die vielfach wenig reflek- 
tierten vorherrschenden moralischen 
Normen und kommt zu Aussagen wie 
beispielsweise „Weil jedes Kind mit 
unveräußerlicher Würde ausgestattet 
ist, darf kein Kind gedemütigt werden.“ 
Ethik ist die kritische Reflexion von 
Moral. Ethisch zu denken bedeutet in 
der Erziehungshilfe die Frage zu 
stellen, ob ein bestimmtes Handeln 
nicht nur richtig in pädagogischer oder 
psychologischer Hinsicht ist oder ob es 
in rechtlicher Hinsicht legal ist, sondern 
ob es auch moralisch legitim ist. 
So betrachtet ist Ethik eine notwen- 
dige Dimension von Professionalität in 
der Erziehungs- und Jugendhilfe, wie 
in den Sozialwissenschaften und neu- 
erdings auch der Ökonomie. 

Der Alltag in der Erziehungshilfe wird 
stetig von Meinungen über das gute 
und richtige Handeln im moralischen 
Sinne begleitet. 

 
Solche Meinungen bilden sich zum 
Beispiel vor dem Hintergrund der 
vorherrschenden Theorien der Sozia- 
len Arbeit, den jeweiligen individuell- 
moralischen Einstellungen der han- 
delnden Fachkräfte sowie auch dem 
jeweiligen Ethos öffentlicher oder freier 
Organisationen der Jugendhilfe aus. 
Dieses gewöhnliche Moralbe- 
wusstsein in seinen Voraussetzungen 
verständlich zu machen und zu be- 
schreiben, ist die eine Aufgabe der 
Ethik. Ethik hat hier eine deskriptive 
Funktion und versucht Antworten auf 
die Frage zu finden, „was der Fall ist“. 

 
Ethik hat solche moralischen Orien- 
tierungen des Handelns jedoch nicht 
nur zu reflektieren, sondern sie hat 
vielmehr auch zu bewerten und 
Leitlinien zu entwickeln. 

 
Dies ist die zweite Aufgabe von Ethik, 
die normative Seite der Ethik. 
Normative Ethik setzt sich mit der 
Frage auseinander, „was der Fall sein 
soll“ – respektive wie zu handeln ist, 
damit diese Anforderung eingelöst 
werden kann. 

 

In vielen gesellschaftlichen Hand- 
lungsbereichen sind in den vergan- 
genen Jahren so genannte Bereichs- 
ethiken entwickelt worden. So gibt es 
beispielsweise eine Wirtschaftsethik, 
eine politische Ethik oder eine Medi- 
zinethik. Eine Ethik des gesell- 
schaftlichen Praxisbereiches Kinder- 
und Jugendhilfe steht bislang noch 
ebenso aus, wie etwa eine umfas- 
sende Ethik der Pädagogik.  Eine Ethik 
des Kindesschutzes ist als Teil 



3  

einer Ethik der Kinder- und Ju- 
gendhilfe zu betrachten. 

 
Zu einem Leitbegriff der Ethik im 20. 
Jahrhundert ist der Begriff der „Ver- 
antwortung“ geworden. Dabei ist 
jedoch zunächst zu beachten, dass 
„Verantwortung“ zu einem inflationä- 
ren und ganz und gar moralisierenden 
Begriff verkommen ist. In zahllosen 
Festtags- und Politikerreden wird die 
besondere moralische Aufgabe des 
meist eigenen Handlungsfeldes oder 
aber die besondere moralische Lei- 
stung Einzelner beschworen. Soll der 
Begriff der Verantwortung dagegen als 
ethische Grundkategorie verstanden 
und verwendet werden, so ist er scharf 
gegen jede moralisierende Dimension 
und Verwendung abzugrenzen. Zu 
betonen ist vielmehr, dass 
Verantwortung ein Ausdruck 
menschlicher Freiheit ist. Es ist die 
Person selbst, die in Verantwortung 
frei handelt und entscheidet und dabei 
keiner anderen Instanz als ihrer ei- 
genen Freiheit unterworfen ist. Eine so 
verstandene Verantwortung setzt also 
ein Verantwortung übernehmen- des 
ethisches Subjekt voraus, dem 
gleichzeitig auch Handlungen zuge- 
rechnet werden können. 

 
Auch Organisationen sind in gewis- 
sem Sinne als ethische Subjekte zu 
betrachten. Der jeweilige Verantwort- 
liche hat eigenes Handeln zu 
rechtfertigen, zu begründen, dafür 
einzustehen, es zu vertreten. Für eine 
Ethik der Kinder- und Jugendhilfe 
eignet sich der Begriff der Verant- 
wortung insofern, als dieser Begriff ein 
relationaler Beziehungsbegriff ist und 
Erziehung und Förderung als gesell- 
schaftlicher Kontext der Kinder- und 
Jugendhilfe ohne Beziehung nicht 
denkbar ist. Der Begriff der Verant- 

wortung eignet sich ferner für eine 
Ethik der Kinder- und Jugendhilfe, weil 
er die Zukunftsdimension unseres 
Handelns zum ausdrücklichen Gegen- 
stand ethischer Reflexion erhebt. 
Besonders wichtig in unserem Zu- 
sammenhang: dadurch, dass Verant- 
wortung auf unterschiedlichen Ebe- 
nen anzusiedeln ist (Pädagogin/ 
Pädagoge, Team, Leitung, Träger, 
Jugendamt, Landesjugendamt, Ge- 
setzgeber) wirkt ein verantwortungs- 
ethischer Ansatz auch einer mora- 
lischen Überforderung der handeln- 
den Pädagoginnen und Pädagogen 
entgegen. 
Im Laufe des 20. Jahrhunderts sind 
mehrere Ethiktheorien vom Begriff 
einer ethischen Verantwortung aus 
entwickelt worden. Die entwickelten 
verantwortungsethischen Konzeptio- 
nen sind auch als Antwort der Ethik auf 
neue, erweiterte Formen von 
menschlicher, gesellschaftlicher und 
kultureller Macht zu verstehen. Erzie- 
hung und somit eben auch instituti- 
onalisierte Hilfe zur Erziehung hat 
immer und unweigerlich mit einem 
Machtgefälle zu tun, weshalb bei der 
Formulierung normativer Leitlinien 
auch aus diesem Grunde ein verant- 
wortungsethischer Grundansatz sinn- 
voll erscheint. 

 
In einem nächsten Schritt werden 
ethisch- normative Leitlinien für den 
Schutz von Kindern in den Institu- 
tionen und Diensten der Erziehung- 
hilfe vorgestellt. 

 

1.2 Würde / Freiheit / Gerechtigkeit: 
Ethische Grundwerte des Kindes- 
schutzes 

 
Mit  den  drei  Grundwerten:  „Würde“, 
„Freiheit“ (Autonomie) und „Gerechtig- 
keit“  wird  die  ethische  Basis  eines 
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verantwortbaren Kinderschutzes skiz- 
ziert. In der Ethik spielen neben 
ethischen Werten auch ethische 
Haltungen eine Rolle. Die Anwendung 
dieser normativen Leitwerte einer 
Jugendhilfeethik hängt im erheblichen 
Maß von den moralischen Grundhal- 
tungen der jeweils handelnden 
Personen beziehungsweise dem vor- 
herrschenden Ethos in einer Organi- 
sation respektive „des Systems“ ab. 

 

Die Wahrung kindlicher Würde und 
des kindlichen Wohlergehens sind 
zunächst unmittelbar vom Kind her zu 
betrachten. Es ist der konkret Andere, 
von dem der moralische Impuls aus- 
geht. Jugendhilfeethik als Ethik 
kindlicher Würde nimmt ihren Aus- 
gangspunkt daher nicht beim ethi- 
schen Subjekt (in diesem Falle etwa 
dem Pädagogen), sondern bei dem 
konkret begegnenden Kind oder 
Jugendlichen. 
Mit der Leitlinie kindlicher Autonomie 
ist zugleich der zentrale Grundwert der 
Freiheit angesprochen. Freiheit 
beziehungsweise Autonomie sind in 
der neuzeitlichen Philosophie zu ei- 
nem Schlüsselbegriff der Ethik 
geworden. Für Immanuel Kant grün- 
det sich die Würde des Menschen 
geradezu in seiner Fähigkeit zur 
Autonomie: „Autonomie ist also der 
Grund der Würde, der menschlichen 
und jeder vernünftigen Natur“. (Kant, 
2000, S.69) 

 
 

An dieser Stelle setzt die Frage nach 
der Legitimation pädagogischer 
Eingriffe ein. Was legitimiert die 
Akteure der Kinder- und Jugendhilfe in 
nicht vernünftig begründete Wil- 
lensentscheidungen von Menschen 
einzugreifen, die doch im Besitz von 
Würde und von Rechten sind? Damit 

ist das fundamentale Problem des 
Paternalismus zum Ausdruck ge- 
bracht: 

 

 

Diese paternalistischen Grundsätze 
dienen zum Schutz gegen unsere 
Unvernunft, sie sind keinerlei Erlaub- 
nis für Angriffe auf jemandes Über- 
zeugung und Charakter, auch wenn 
die Aussicht auf spätere Zustimmung 
besteht. Eine Ethik der Kinder- und 
Jugendhilfe ist in diesem Sinne immer 
auch eine advokatorische Ethik auf 
dem Weg zur Förderung des Kindes 
auf seinem Wege zunehmender Auto- 
nomie seines Handelns. 
Diese normative Leitlinie korrespon- 
diert unmittelbar mit den Formulie- 
rungen des § 1 SGB VIII, nach dem 
„jeder junge Mensch ein Recht auf 
Förderung seiner Entwicklung und auf 
Erziehung zu einer eigenverantwort- 
lichen und gemeinschaftsfähigen 
Persönlichkeit“ hat. 

 

Der ethische Grundwert Gerechtig- 
keit ist ähnlich wie der Begriff der 
Würde zunächst ein unbestimmter 
Begriff. Durch die Geschichte der 
abendländischen Ethiktradition 
hindurch sind zahlreiche unterschied- 
liche Theorieentwicklungen und damit 
einhergehende Bedeutungsverschie- 
bungen entstanden. In unserem Zu- 
sammenhang    ist    der    Begriff  der 
„schützenden   oder   protektiven  Ge- 

Paternalistische Eingriffe dürfen unter 
keinen Umständen die Selbstachtung 
des Kindes zerstören und sie müssen 
zudem durch das Versagen oder Feh- 
len der Vernunft oder des Willens 
gerechtfertigt sein. Sie müssen ge- 
leitet sein von den Grundsätzen der 
Gerechtigkeit und den Kenntnissen der 
längerfristigen Bedürfnisse des 
Betroffenen. 
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rechtigkeit“ von besonderer Wichtig- 
keit. Kinder- und Jugendliche in 
Einrichtungen und Diensten der Er- 
ziehungshilfe zu schützen, ist dem- 
gemäß auch eine Frage der Ge- 
rechtigkeit. Mitarbeitende und Organi- 
sationen haben in dieser Hinsicht 
immer eine anwaltliche Funktion aus- 
zufüllen. 

 

1.3 Achtsamkeit / Beteiligung / An- 
waltschaft / Toleranz / Rationalität 
Ethische Grundhaltungen im Kin- 
desschutz 

 
Unter Achtsamkeit soll hier eine Form 
der Empathie in der Begegnung mit 
Kindern und Jugendlichen in den 
erzieherischen Hilfen bezeichnet wer- 
den. Achtsamkeit in diesem Sinne ist 
nicht zu verwechseln mit Mitleid im 
herkömmlichen Sinne, auch nicht mit 
dem Bemitleiden, sondern soll die 
Fähigkeit und zu erarbeitende Kom- 
petenz des Mit- Leidens, im Sinne des 
englischen Begriffs compassion 
bezeichnen. Achtsamkeit als morali- 
sche Grundhaltung entspringt vor 
allem der Ehrfurcht vor dem Kind, im 
Sinne eines Albert Schweitzer, Janucz 
Korczak und dem dialogischen Mo- 
ment der Begegnung, im Sinne Bubers 
oder Levinas´. 
Die moralischen Grundhaltungen der 
Beteiligung und Anwaltschaft wie- 
derum ergeben sich vor allem aus dem 
Aspekt der kindlichen Autonomie, in 
dem Sinne, dass sich der Grad der 
advokatorischen Interessenwahr- 
nehmung des Kindes je nach Situ- 
ation zwischen diesen beiden Polen 
bewegen kann. Von besonderer Not- 
wendigkeit erscheint in diesem Zu- 
sammenhang auch die Möglichkeit, mit 
Kindern und Jugendlichen über ihre 
moralischen Überzeugungen, ihre 
ethischen Werte und ihren Anspruch 

an eine Ethik in der Erziehungshilfe  zu 
sprechen. Dies ist nicht nur möglich, 
sondern führt noch dazu zu höchst 
bedenkenswerten Ergebnis- sen. 
Auch der Toleranz kommt  im Rahmen 
einer Ethik des Kindes- schutzes 
schon alleine deshalb eine gewichtige 
Bedeutung zu, weil der Anteil der 
Kinder und Jugendlichen mit 
Migrationshintergrund in den 
Erzieherischen Hilfen schon heute 
außerordentlich hoch ist und perma- 
nent anwächst. Toleranz entspringt 
innerhalb der hier gezeichneten 
normativen Leitlinien vornehmlich der 
allen Menschen zukommenden Wür- 
de. Es geht um eine Kultursensibilität, 
die auch unterschiedlichen kulturellen 
Verankerungen der jeweiligen Kultur 
und Religion hinsichtlich der Sicht des 
Kindes und der Familie Rechnung 
trägt. Im Alltag der Jugendhilfe sind 
gerade an dieser Stelle jedoch 
vielfältige konfliktäre Situationen an- 
zutreffen. So werden der Toleranz sehr 
enge Grenzen gesetzt, etwa bei der 
Ausübung von physischer und/oder 
psychischer Gewalt gegen Mädchen 
oder junge Frauen aus anderen 
Kulturkreisen, etwa wenn diese 
zwangsverheiratet werden sollen. 
Rationalität als Haltung mag in 
diesem Zusammenhang auf den er- 
sten Blick ungewöhnlich erscheinen. 
Im Rahmen einer Jugendhilfeethik 
beinhaltet eine rationale Haltung je- 
doch gerade die Fähigkeit der 
reflexiven und mehrdimensionalen 
ethischen Durchdringung einer Situa- 
tion anhand normativ-ethischer Leit- 
linien. 

 
2. Der Doppelauftrag von Schutz 
und Hilfe 
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Kindesrechte sind Menschenrechte. 
Sie werden nicht gewährt, sondern 
kommen jedem Kind qua Mensch- 
Sein zu. Sie sind somit nicht in einen 
pädagogischen Ermessensspielraum 
gestellt und können von Erwachsenen 
weder zu- oder aberkannt werden. 
Vielmehr sind die Erwachsenen - im 
Rahmen erzieherischer Hilfen die 
beteiligten Fachkräfte- dazu verpflich- 
tet, die Rechte von Kindern und 
Jugendlichen zu wahren und  zu 
fördern. Bezugspunkt für den wie 
auch immer gearteten Umgang mit 
Kindern und Jugendlichen ist das 
„Wohl des Kindes“. Dies kommt in der 
Zentralnorm der UN-Kinderrechtskon- 
vention, Artikel 3 zum Ausdruck: 

 

„Bei allen Maßnahmen, die Kinder 
betreffen, gleichviel, ob sie von 
öffentlichen oder privaten Einrich- 
tungen der sozialen Fürsorge, 
Gerichten, Verwaltungsbehörden oder 
Gesetzgebungsorganen getroffen 
werden, ist das Wohl des Kindes ein 
Gesichtspunkt, der vorrangig zu 
berücksichtigen ist. (…)“ (Bundes- 
ministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend, 2007, S. 10) 

 
Des Weiteren werden in der UN- 
Kinderrechtskonvention die drei Ba- 
sisrechte „Schutz“, „Beteiligung“ und 
„Förderung“ differenziert und konkre- 
tisiert, welche in ihrer Gesamtheit die 
Achtung vor der Würde des Kindes 
widerspiegeln. 
In Artikel 6, Absatz 2 des Grundge- 
setzes heißt es zudem: „Pflege und 
Erziehung sind das natürliche Recht 
der Eltern und die zuvörderst ihnen 
obliegende Pflicht. Über ihre Betäti- 
gung wacht die staatliche Gemein- 
schaft.“ 
Damit ist ein sogenanntes Pflichtrecht 
ausgedrückt, welches den Eltern 

einerseits einen Schutzraum vor 
staatlichen Eingriffen in die Erziehung 
ihres Kindes zuspricht. Andererseits 
unterliegen die Eltern der Pflicht, 
Verantwortung für die Pflege und 
Erziehung ihres Kindes zu tragen. 
Diese Pflicht resultiert aus den 
Rechten des Kindes auf eine Familie, 
elterliche Fürsorge, ein sicheres Zu- 
hause und Gesundheit. (vgl. Unicef, 
2009) Über all dem wacht die staat- 
liche Gemeinschaft. 
Wenn eine Erziehung zum Wohle des 
Kindes nicht gewährleistet ist und die 
Hilfe für seine Entwicklung geeignet 
und notwendig ist, dann können 
Erziehungshilfen beauftragt werden, 
angemessene Maßnahmen durchzu- 
führen. (Vgl. §27.1 SGB VIII) Und zu 
diesem Auftrag gehört immer, Kinder 
zu schützen, zu fördern und zu 
beteiligen. Für die Hilfen zur Erzie- 
hung besteht im naturrechtlichen Sin- 
ne kein Recht auf Erziehung. Träger 
der Erziehungshilfe werden zudem 
zum Schutz des Kindes beauftragt, 
wenn   eine Kindeswohlgefährdung 
vorliegt. Diese besteht, wenn „(…) das 
körperliche, geistige oder seelische 
Wohl des Kindes oder sein Vermögen 
gefährdet und sind die Eltern nicht 
gewillt oder nicht in der Lage, die 
Gefahr abzuwenden (…). (BGB § 
1666 Abs. 1) Diese Beauftragung 
erfolgt judikativ über eine familien- 
gerichtliche Entscheidung zum Zweck 
der  Gefahrenabwehr  und wird 
exekutiv von den Erziehungshilfe- 
einrichtungen umgesetzt. 

 
Der Doppelauftrag von Hilfe und 
Schutz ist Folge der in der Jugendhilfe 
systemimmanenten Verantwortung, 
die als unabdingbares Qualitätssiegel 
stets in Personalunion 
wahrgenommen werden muss. Die 
Betreuung von Kindern und Jugend- 
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lichen in Angeboten der Erziehungs- 
hilfe erfordert eine permanent gelebte 
Synthese der Ziele „Hilfe“ (Erziehung) 
und „Schutz“ (Aufsicht), beide müssen 
fachlich und rechtlich schlüssig 
begründbar sein. Dabei ist Erziehung 
als ein zielgerichteter Prozess zu 
verstehen, einerseits zur Integration 
eines Menschen in ein gesellschaft- 
liches System, andererseits zur 
Entwicklung einer individuellen Per- 
sönlichkeit. Dies geschieht auf einem 
gesellschaftlich ausgerichteten Wer- 
te-, Konfessions-, Ideologie- und 
Normenhintergrund. Erziehung ist eng 
verbunden mit einem Lernprozess, hat 
jedoch auch einen hierarchischen, 
paternalistischen Charakter. Das SGB 
VIII soll Eltern eine umfassende Un- 
terstützung bei der Erziehung ihrer 
Kinder zusichern. In diesem Zusam- 
menhang hat Erziehungshilfe die 
Aufgabe, Eltern bei der Kinderer- 
ziehung zu unterstützen und gege- 
benenfalls Verantwortung zu über- 
nehmen für die Erziehung des jungen 
Menschen zu einer gemeinschafts- 
fähigen, selbständigen Persönlichkeit. 
Dies geschieht vor dem Hintergrund 
einer fachlichen und ethischen Aus- 
richtung. Die pädagogische Fachkraft 
hat dabei eine „machtvolle“ Position. 
Sie ist per Gesetz beauftragt und be- 
rechtigt, zu erziehen. Der junge 
Mensch steht im Mittelpunkt des 
Erziehungsprozesses. Er ist ernst zu 
nehmen, zu hören und zu beteiligen. 
Sein Wille spielt bei der Gestaltung des 
Erziehungsprozesses eine we- 
sentliche Rolle. Erziehungshilfe hat 
den Doppelauftrag von Hilfe (Erzie- 
hung/ Persönlichkeitsentwicklung) und 
Schutz (Aufsicht/ Gefahrenabwehr). 
Hilfe umfasst als ein wesentlicher 
Oberbegriff eine Seite des Doppel- 
auftrags der Erziehungshilfe. Hie- 
runter lassen sich alle pädagogischen 

und therapeutischen Maßnahmen 
fassen, die auf die Persönlichkeits- 
entwicklung des Einzelnen abzielen. 
Es lassen sich verschiedene Hilfe- 
formen je nach Intensität und Inten- 
tion voneinander abgrenzen: Bera- 
tung, Begleitung, Betreuung. Schutz 
im Sinne der notwendigen Gefahren- 
abwehr dient dem Kindeswohl, indem 
es das Kind oder den Jugendlichen vor 
Eigengefährdung, Fremdgefährdung 
und vor Gefährdung durch Dritte 
schützt. Das (Aufsichts-) Handeln 
muss erforderlich, geeignet und ver- 
hältnismäßig sein. Es dürfen also keine 
weniger intensiv in das 
Minderjährigenrecht eingreifenden 
Maßnahmen in Betracht kommen. 

 
Die Rechtmäßigkeit des Handelns der 
Erziehungsverantwortlichen ist be- 
stimmt durch Kindesrecht und 
Kindeswohl. Soweit Kindesrechte 
gesetzlich festgeschrieben sind, richtet 
sich die rechtliche Zulässigkeit nach 
diesen Normen, wie zum Beispiel 
Mitwirkungsrechte nach § 36 I SGB VIII 
oder Recht der Partizipation nach § 8 
SGB VIII. 
Soweit Kindesrechte nicht gesetzlich 
fixiert sind gilt Folgendes: In der 
Erziehung ist das „allgemeine Kin- 
deswohl“ zu beachten, das heißt es 
muss nachvollziehbar das pädago- 
gische Ziel der „Eigenverantwort- 
lichkeit und Gemeinschaftsfähigkeit“ 
laut § 1 I SGB VIII verfolgt werden. Das 
„allgemeine Kindeswohl“ entspricht 
dabei dem hier unter 2.2. dargestellten 
Rahmen der „Regeln pädagogischer 
Kunst“. Bei Betreuungsmaßnahmen, 
die auch oder ausschließlich im 
Rahmen der Aufsichtsverantwortung 
(Gefahrenabwehr/ „Zwang“) getroffen 
werden, gelten die Regelungen des 
Straf- rechts, z.B. der Notwehr im Falle 
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eines körperlichen Angriffs auf 
Mitbewohnerinnen oder Mitbewohner, 
Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter oder 
Dritte. 

 
Kindeswohl 

 
Das Kindeswohl ist zweigliedrig und 
beinhaltet eine fachliche Komponente 
im Sinne des  nachvollziehbaren 
Verfolgens eines pädagogischen Ziels 
gemäß den Regeln pädagogischer 
Kunst sowie eine rechtliche Kompo- 
nente im Sinne des Beachtens der 
Rechtsordnung, insbesondere der 
Kindesrechte. Alle in der Jugendhilfe 
zu treffenden Entscheidungen müs- 
sen dem „Kindeswohl“ entsprechen. 
Im Verhältnis zu anderen Entschei- 
dungskriterien, etwa der Wirtschaf- 
tlichkeit oder der Sparsamkeit, fällt 
aufgrund des Kindesschutzes dem 
„Kindeswohl“ stets eine vorrangige 
Bedeutung zu. 

 

Kindesschutz 
 
Der aus dem Kindeswohl abgeleitete 
Kindesschutz beinhaltet die Verant- 
wortung, Kindeswohlgefährdungen 
vorzubeugen bzw. auf solche zu 
reagieren. Hierbei ist grundsätzlich zu 
unterscheiden zwischen Kindesschutz 
in der Elternsphäre (ambulant) und 
dem im Rahmen der teilstationären 
und stationären Erziehungshilfen. 
Kindesschutz in der Elternsphäre, 
insbesondere in der für Eltern aus- 
geübten Beratungs- und Unter- 
stützungsfunktion ambulanter Erzie- 
hungshilfe, weist die Besonderheit 
des, durch das Grundgesetz (Art.6) 
garantierten, elterlichen Erziehungs- 
rechts auf und wird für die Jugendhilfe 
durch die Verfahrensnorm des § 8a 
SGB VIII geprägt. 

Kindesschutz in der Sphäre der 
Erziehungshilfe findet statt in An- 
geboten der stationären und teils- 
tationären Erziehungshilfe. Er ist 
geprägt von der Erziehungsverant- 
wortung der dort aktiven Pädago- 
ginnen und Pädagogen und unterliegt 
besonderen fachlich- pädagogischen 
Anforderungen, die von Jugend- und 
Landesjugendämtern durch Mindest- 
standards in Pflege- und Betriebser- 
laubnissen festgelegt sind. Zudem 
müssen über die von Jugendamt und 
Landesjugendamt vorgegeben Rege- 
lungen hinaus eigene selbstbindende 
pädagogische Leitlinien zur Sicher- 
stellung des Kindeswohls entwickelt 
werden. Es geht also um mehr als um 
die Vermeidung von Kindeswohlge- 
fährdung, wenn wir Kindesschutz 
wollen. 

 
Kindeswohlgefährdung 

 
Der Begriff der „Kindeswohlgefähr- 
dung“ ist das entscheidende Element 
rechtlich begrenzter Erziehungsver- 
antwortung. 

 

Die Kindeswohlgefährdung umfasst 
drei Ebenen: 

 
1. Akutgefährdung: Sie besteht bei 

Lebens- oder erheblicher Ge- 
sundheitsgefahr. 

2. Andauernde Gefährdung der 
Persönlichkeitsentwicklung oder 
eines Kindesrechts: Es geht um 
die voraussichtlich andauernde 
Gefahr für das körperliche, 
geistige oder seelische Wohl: als 
Gefahr für ein Kindesrecht oder 
für die Entwicklung zur „Eigen- 
verantwortlichen, gemeinschafts- 
fähigen Persönlichkeit“. Eine 
solche Gefährdungsprognose ist 
erforderlich bei unzulässiger 
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„Macht“/ „Gewalt“, Nichtwahrneh- 
men der Erziehungsverantwor- 
tung oder bei „Vernachlässi- 
gung“. „Vernachlässigung“ stellt 
eine Kindeswohlgefährdung dar, 
wenn aufgrund fehlender oder 
unzureichender Fürsorge ele- 
mentare Bedürfnisse nicht oder 
mangelhaft befriedigt werden, 
verbunden mit der Prognose 
chronischer körperlicher, geisti 
ger oder seelischer Unterversor- 
gung. 

3. In der Erziehungshilfe: andauern- 
des Nichtbeachten von Kin- 
desschutz-  Mindeststandards, 
die Jugend- und Landesju- 
gendämter in nachvollziehbarer 
Umsetzung des „Kindeswohls“ 
festgelegt haben („Präventives 
Wächteramt“, Pflege-/ Betriebs- 
erlaubnis). 

 

3. Pädagogische Kunst 
 
Vorab der Hinweis, dass ab dem 
1.1.2012 jder Einrichtungsträger 
„Fachliche Handlungsleitlinien“ zu 
entwickeln hat (§ 8b II SGB VIII / 
Bundeskinderschutzgesetz). 

 
Die Regeln pädagogischer Kunst 
greifen zurück auf die oben erläu- 
terten ethischen Grundwerte und 
Haltungen. Ziel der Regeln pädago- 
gischer Kunst ist die Überprüfbarkeit 
von Zulässigkeit und Unzulässigkeit 
pädagogischen Handelns im Sinne 
eines pädagogischen Kunstfehlers. 
Der Bedarf für Leitlinien pädagogi- 
scher Kunst besteht (mindestens) aus 
den folgenden drei Gründen. 

 

3.1 Drei Notwendigkeiten für Leit- 
linien pädagogischer Kunst / Be- 
zugsrahmen 

Ethisch und fachlich verantwortbare 
Pädagogik benötigt einen anerkann- 
ten Rahmen. Während in der Medizin 
eine ärztliche Behandlung „lege artis“ 
ausgeübt ist, wenn sie aufgrund des 
bekannten Standes der Medizin sach- 
gerecht erbracht wird, fehlt in der 
Pädagogik ein vergleichbarer Rah- 
men.  Ein  Arzt   läuft   im  Falle  eines 
„ärztlichen Kunstfehlers“ Gefahr, mit 
einem strafrechtlichen Vorwurf über- 
zogen zu werden, hingegen gilt in der 
Jugendhilfe immer wieder das Prinzip, 
dass  der  „Zweck  die   Mittel  heiligt“, 
z.B. Taschengeldentzug als Sanktion 
für nächtliches Fernsehgucken. Die- 
ses Beispiel zeigt, nicht alles ist ethisch 
und rechtlich gut, was pädagogisch 
wirksam ist. Demzufolge sind 
bestimmte pädagogische Verhaltens- 
muster kritisch zu hinterfragen. Dabei 
sollen Leitlinien pädagogischer Kunst 
eine Hilfestellung sein. 

 

Prävention 
 
Die Aufarbeitung der Heimgeschichte 
der 50/60/70er Jahre, Unklarheit im 
Umgang mit der gesetzlichen Gewalt- 
ächtung und Handlungsunsicherheit  in 
pädagogischen Schlüsselsituationen 
erfordern eindeutige Grundsätze, 
insbesondere Aussagen zur unzuläs- 
sigen Gewalt in der Erziehung, sowie 
stützende Trägernormen. Erforderlich 
sind einheitliche „Regeln pädagogi- 
scher Kunst“, auf deren  Grundlage der 
Träger seine pädagogische 
Grundhaltung fallorientiert in Träger- 
normen erläutert. Zugleich sollten 
institutionelle „pädagogische Kunst- 
fehler“ der Träger, Einrichtungslei- 
tungen und Jugendhilfe-Institutionen 
beschrieben werden, genauso wie 
individuelle pädagogische Kunstfehler 
der Pädagoginnen und Pädagogen. 
Das gebietet der Machtüberhang der 
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Erziehenden, die sich ethisch zu legiti- 
mieren haben. Nachfolgend werden 
„Regeln pädagogischer Kunst“ als 
nicht abgeschlossener und entwick- 
lungsoffener Vorschlag beschrieben. 

 

Sicherung 
 
Angesichts teilweise zunehmender 
Gewaltbereitschaft von Kindern und 
Jugendlichen sowie steigender Zahl so 
genannter "Systemsprenger", sehen 
sich in der Jugendhilfe Ver- 
antwortliche zunehmend vor die Frage 
gestellt „Was tun mit den Schwieri- 
gen“? In der Folge der Auseinander- 
setzung hiermit kam es zu einer 
Renaissance restriktiver bzw. puniti- 
ver Maßnahmen, wie Postkontrollen 
und Abschließen in einem Raum 
(„Beruhigungsraum“), verbunden mit 
Kindesrechte-Grauzonen.   Die  Frage 
„Was tun mit den Schwierigen?“ ist 
neben praxisbezogener Beratung und 
Fortbildung     mittels    beschriebener 
„Regeln pädagogischer Kunst“ zu 
beantworten. Es ist an der Zeit, 
fachliche Grenzen der Erziehung zu 
beschreiben. Im Interesse unserer 
Kinder und Jugendlichen ist es nicht zu 
verantworten, dass sich - je nach 
Zeitgeist - die Bedingungen pädagogi- 
schen Handelns grundlegend ändern. 
Als Beispiel ist auf eine Verdopplung 
der Platzzahl „geschlossener Grup- 
pen“ innerhalb der letzten zehn Jahre 
hinzuweisen, nachdem in den 90er 
Jahren die meisten Gruppen aufgelöst 
worden waren. 

 

3.2 Leitlinien pädagogischer Kunst 
 
Die „Regeln pädagogischer Kunst“ 
verstehen sich nicht als abgeschlos- 
sener Katalog. Wesentlich ist vielmehr 
die Entwicklungsoffenheit der Inhalte. 
Durch eine kritisch-konstruktive An- 

wendung der pädagogischen Leitli- 
nien sollen zum einen schwierige 
Situationen aus der alltäglichen Arbeit 
vor Ort verstehbar und handhabbar 
gemacht werden. Zum anderen kön- 
nen die hier neu gewonnenen Er- 
kenntnisse für eine Weiterentwicklung 
der Leitlinien genutzt werden. 

 
Die Regeln pädagogischer Kunst 
können wie folgt formuliert werden: 

 

Orientierung    am    Kindeswohl Alle 
in der Betreuung von Kindern/ 
Jugendlichen zu treffenden Entschei- 
dungen haben sich am "Kindeswohl" 
zu orientieren. Gegenüber anderen 
Entscheidungskriterien, z.B. der Wirt- 
schaftlichkeit, Sparsamkeit und politi- 
schen Zweckmäßigkeit, fällt dem 
„Kindeswohl" stets eine vorrangige 
Bedeutung zu. Dem „Kindeswohl“ wird 
entsprochen, wenn nachvollziehbar 
ein pädagogisches Ziel verfolgt wird 
und die Kindesrechte beachtet sind. 

 

Pädagogik   geht   vor    Aufsicht Die 
Maxime hier lautet: Soviel Pädagogik 
wie möglich, soviel Aufsicht wie nötig! 
Je erfolgreicher Pädagogik ist, auch 
präventiv, umso weniger Aufsicht ist 
erforderlich. 

 
Beteiligungs- und Mitbestimmungs- 
möglichkeiten 
Die beteiligten Akteure (z.B. die ver- 
antwortlichen Pädagoginnen) tragen 
Sorge dafür, dass den Kindern/ 
Jugendlichen größtmögliche Partizipa- 
tionschancen eingeräumt werden. 
Dies beinhaltet Aspekte, die sie selbst, 
die Gruppe und die Einrichtung 
betreffen; beispielsweise bei der Mit- 
gestaltung von Gruppenregeln, Hilfe- 
plangesprächen, Elternbesuchen, 
Freizeitgestaltung. 
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Beschwerdemöglichkeit 
Die Kinder/Jugendlichen haben die 
Möglichkeit zur Beschwerde auch 
außerhalb ihres direkten Lebens- 
wohnzusammenhangs. Der Träger 
stellt sicher, dass ein Beschwerde- 
management hinterlegt ist. 

 

Transparenz bei Entscheidungen 
Die Kinder und Jugendlichen werden 
in alle sie betreffenden Entscheidun- 
gen weit möglichst einbezogen. Dies 
beinhaltet sowohl die Transparenz 
bezüglich Information, Mitbestim- 
mung- und Entscheidungsmöglich- 
keiten. Der individuelle Entwicklungs- 
stand der Kinder und Jugendlichen 
wird angemessen berücksichtigt. 

 
Arbeit mit  der  Herkunftsfamilie  Bei 
der Arbeit mit der Herkunftsfamilie wird 
so weit als möglich der Wille der Kinder 
oder Jugendlichen gehört und bei 
Entscheidungen berücksichtigt. 

 
Alltagsorientierung 
Die Konzepte der Einrichtungen orien- 
tieren sich an der Lebenswelt und dem 
Alltag der Kinder und Jugendlichen 
und deren Familien. Hier sind 
Übungsfelder anzubieten. 

 

3.3 Grenzen pädagogischer Kunst 
 
Wenn eine duale Bewertung der 
Betreuung Minderjähriger im Sinne 
von „Fachlichkeit und Rechtmäßigkeit“ 
erfolgt, kommt einem eigenen Ju- 
gendhilfe-Profil angesichts einer 
gesetzlich unklaren Gewaltdefinition 
eine besondere Bedeutung zu. Hierbei 
sollte unter anderem der 
interpretationsbedürftige unbestimmte 
Rechtsbegriff „entwürdigende Maß- 
nahme“ (§ 1631 II BGB) genauer 
umschrieben werden. 

Gleichzeitig ist es für jeden Erzie- 
hungsprozess grundlegend wichtig, 
dass der Erziehende die Möglichkeit 
hat, auf das Kind oder den Jugend- 
lichen einzuwirken. Daraus ergibt sich 
ein Abhängigkeitsverhältnis, das vom 
Erwachsenen ein hohes Maß an 
Verantwortung im Hinblick auf dieses 
Machtgefälle erfordert. Die Herausfor- 
derung besteht darin, die Regeln 
pädagogischer Kunst dazu heran zu 
ziehen, dieses Machtgefälle konstruk- 
tiv für den Erziehungsprozess nutzbar 
zu machen. 

 
3.4 Pädagogische Kunstfehler 

 
Ein „pädagogischer Kunstfehler“ liegt 
vor, wenn eine Entscheidung ge- 
troffen wird, die nicht am „Kindeswohl“ 
ausgerichtet ist. Das „Kindeswohl“ 
umschließt in der Erziehungshilfe eine 
fachliche Komponente im Sinne des 
nachvollziehbaren Verfolgens eines 
pädagogischen Ziels und eine 
rechtliche im Sinne der Wahrung der 
Kindesrechte. Stellt sich also eine 
Entscheidung so dar, dass kein 
nachvollziehbares pädagogisches Ziel 
verfolgt wird, ist von einem „päda- 
gogischen Kunstfehler“ auszugehen. 
Dieser ist nur bei Vorliegen einer 
Eigen- oder Fremdgefährdung des 
Kindes oder des Jugendlichen 
strafrechtlich gerechtfertigt und damit 
rechtlich zulässig. Pädagogische 
Verantwortung wird nicht wahrge- 
nommen, wenn Eigeninteresse ver- 
folgt, sich über die Interessen von 
Kindern und Jugendlichen hinwegge- 
setzt oder willkürlich entschieden wird, 
d.h. kein pädagogisches Ziel erkenn- 
bar ist. Es liegt missbräuchliches 
Ausüben pädagogischer Macht vor. 
Pädagogische Kunstfehler sind indi- 
viduell, wenn sie Erziehungsverant- 
wortlichen   zuzurechnen   sind,   insti- 
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tutionell, soweit sie Trägern, anderen 
JugendhilfeInstitutionen oder Lei- 
tungsverantwortlichen zuzurechnen 
sind. 

 
Institutionelle Kunstfehler 

 
Nichtwahrnehmung der Aufgaben der 
Träger- bzw. Leitungsverantwortung 
wie zum Beispiel: 

 

• Mangelhaftes Wahrnehmen der 
Verantwortung für Kinder und 
Jugendliche, z.B. ausschließlich 
wirtschaftliche Ausrichtung einer 
Entscheidung 

• Verantwortungslose Gruppenbele- 
gungspraxis 

• Fehlerhafte Dienstplangestaltung 

• Einstellung erkennbar ungeeigne- 
ten Personals 

• Mangelhaftes Krisenmanagement 

• Mangelhafte Kommunikations- und 
Transparenz-Kultur 

• Fehlendes Konzept der „Fehler- 
freundlichkeit“ 

• Fehlendes Konzept der Wirksam- 
keit 

 

Individuelle Kunstfehler 
 
Individuelle Kunstfehler umfassen 
Handeln ohne nachvollziehbare päda- 
gogische Begründung, wie zum 
Beispiel: 

 

• Es werden Eigeninteressen der 
Verantwortlichen verfolgt 

• Die Interessen von Kindern/ 
Jugendlichen werden nicht oder 
unzureichend berücksichtigt 

• Es wird nicht oder fehlerhaft 
unterschieden zwischen Persön- 
lichkeitsentwicklung (Pädagogik) 
und Gefahrenabwehr (Aufsicht / 
„Zwang“) 

• Konzeptfreies, willkürliches Han- 
deln der Verantwortlichen 

• Mangelnde Selbstreflexion der 
Verantwortlichen in Bezug auf die 
eigene psychische oder physische 
Gesundheit 

 

3.5 Verantwortungen 

Verantwortungen 

Ebenso wie die Regeln pädagogi- 
scher Kunst nicht abgeschlossen und 
entwicklungsoffen sind, so sind es 
auch die Folgerungen für die ver- 
schiedenen Verantwortungsebenen. 
Neben den hier dargestellten Ebenen 
Träger/Leitung und Team/Pädagogin 
gibt es noch weitere Ebenen, die hier 
nicht näher beleuchtet werden: Ju- 
gendamt, Landesjugendamt, Gesetz- 
geber. 
Zwischen allen Ebenen sollte eine 
Verantwortungspartnerschaft ange- 
strebt werden. Im Sinne der Verant- 
wortungsethik können aus den 
pädagogischen Leitlinien für die 
verschiedenen Ebenen je eigene 
Folgerungen abgeleitet werden. 

 

Träger tragen die Verantwortung für 
die Entwicklung und Umsetzung 
des Leitbildes. Die Konzept- und 
Organisationsverantwortung liegt 
bei der Leitung. 

 
Träger- und LeitungsvertreterInnen 
tragen gemeinsam die Grundverant- 
wortung für fachgerechtes und legales 
Handeln (interne Fachaufsicht). 

 

• Rahmenbedingungen für fach- und 
sachgerechtes Arbeiten: Personal, 
Sachgüter, Organisation 

• Trägernormen (Leitbild, Konzepte) 

• Konzeptinhalte und Methoden 

• arbeitsrechtliche Belange 
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• Beratungs- und Fortbildungsver- 
antwortung für die Mitarbeitenden 

• Supervisions- und Kontrollverant- 
wortung 

• Kommunikations- und Dokumenta- 
tionsstandards 

 
Das Team der Mitarbeitenden ver- 
antwortet den individuellen Hilfe- 
bzw. Gruppenprozess. Der einzelne 
Pädagoge trägt die Verantwortung 
für die konkrete pädagogische Be- 
gegnung. 

 
Das Team und die einzelne pädago- 
gische Fachkraft tragen gemeinsam 
die Verantwortung für den unmittel- 
baren Hilfeprozess und den unmit- 
telbaren Schutz der Kinder und Ju- 
gendlichen in alltäglichen Situationen. 
Die hier getroffenen Entscheidungen 
müssen nicht nur legal, sondern auch 
ethisch legitimiert sein. (vgl. Kotska/ 
Riedl, 2009) 

 

Sicherstellung von Beteiligung wie 

 

• Vorbereitung von Hilfeplangesprä- 
chen mit Jugendlichen und Fa- 
milien 

• Reflektionsgespräche mit den Kin- 
dern/Jugendlichen und deren Fa- 
milien 

• Gespräche mit Kindern, Jugendli- 
chen und deren Familien über 
Inhalte der Berichte 

 
Sicherstellung der pädagogischen 
Arbeit wie 

 

• Gemeinsame Umsetzung der im 
Hilfeplan vereinbarten Ziele 

• Umfeldarbeit, insbesondere in 
Hinblick auf Ablösungsprozesse 

• Pädagogisch angeleitete Einzel- 
und Gruppenangebote 

Sicherstellung der Dokumentation 
wie 

 

• Bereitstellung von Entwicklungs- 
berichten vor HPGs 

• Aktenführung 

• Schriftwechsel mit den beteiligten 
Helfersystemen 

 
Sicherstellung der Rahmenbedin- 
gungen wie 

 

• Dienstplanung 

• Urlaubsplanung 

• Ferien- und Freizeitgestaltung 
 

4. Zusammenfassung 
 
Die integrative Betrachtung des 
praktischen Umgangs mit Kindeswohl 
wurde vorgenommen, um die Zwei- 
gliedrigkeit zusammenzuführen, die 
sich aus dem Doppelauftrag und 
Spannungsfeld ergibt, dass Erzie- 
hungshilfe gleichermaßen „Hilfe und 
Schutz“ für Kinder- und Jugendliche 
leisten soll. Es geht demnach immer 
um eine gleichzeitige Bearbeitung 
verschiedener Verantwortungsbe- 
reiche. Diese Verantwortungsbereiche 
lassen sich formulieren als fachliche 
Verantwortbarkeit – gestützt durch 
eine ethische Legitimation der 
pädagogischen Fachlichkeit – und als 
rechtliche Verantwortbarkeit im Sinne 
der Legalität wie Kindesrechte, Kin- 
desschutz. Beide Elemente führen zu 
nötiger Objektivierung in der institu- 
tionellen Erziehung verantworteter 
Entscheidungen, sei es im Kontext 
unmittelbarer Erziehungsverantwor- 
tung der pädagogischen Fachkräfte, 
sei es im Rahmen mittelbarer 
Verantwortung von Leitungen, 
Trägern, Jugend- und Landesju- 
gendämtern. Inwieweit sich der duale 
Ansatz „Hilfe und Schutz für Kinder“ 
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auf die elterliche Erziehung auswirkt, 
bedarf angesichts der durch Art 6 GG 
grundlegenden Erziehungsverantwor- 
tung von Eltern einer besonderen 
Betrachtung, die im Wesentlichen von 
persönlicher Sorge getragen ist und 
daher neben der rechtlichen Zulässig- 
keit (Legalität) eine allgemeine Ver- 
antwortbarkeit beinhaltet, die sich in 
der Grenzlinie der „Kindeswohlgefähr- 
dung“ ethischen Prinzipien unterord- 
net. 
Der unter ethischen Grundprinzipien 
zu beachtende Rahmen fachlicher 
Verantwortbarkeit unterliegt also dem 
Postulat „Objektiv nachvollziehbares 
Verfolgen eines  pädagogischen Ziels“. 
Ob in diesem Sinne ethisch 
schlüssiges Handeln im Einzelfall zu 
bejahen ist, sollte sich nach „Regeln 
pädagogischer Kunst“ bemessen. 
Durch solche Leitlinien werden die 
Handlungsfähigkeit der pädagogi- 
schen Fachkräfte und anderer Ver- 
antwortungsträger und gleichzeitig der 
Kindesschutz gestärkt. 
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